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Antrag 
 
 
der Fraktion der FDP 
 
 
Effizientere Bekämpfung von Cum-Cum-Geschäften!  
 
 
I. Ausgangslage 
 
Cum-Cum-Geschäfte ist die Bezeichnung für Wertpapiertransaktionen, bei denen die schuld-
rechtlichen Verpflichtungsgeschäfte "mit" Zins- oder Dividendenberechtigung gehandelt wer-
den. 1 
 
Am 18. August 2015 entschied das höchste deutsche Steuergericht, der Bundesfinanzhof 
(BFH) dass diese Geschäfte grundsätzlich illegal sind.2 Es handle sich um einen Gestaltungs-
missbrauch“. Bei den Deals fehle ein wirtschaftlich vernünftiger Grund. Aus dem Geschäft ent-
stehe im Wesentlichen nur ein Steuervorteil für die Parteien. Ein entsprechendes Schreiben 
des Bundesfinanzministeriums (BMF) folgte 2017.3 
 
Anfang 2020 urteilte auch das Finanzgericht Hessen in einer ersten und richtungsweisenden 
Entscheidung4, dass es sich bei Cum-Cum-Aktiendeals um missbräuchliche Steuergestaltun-
gen mit Blick auf die Abgabenordnung handelt.  
 
Das Bundesfinanzministerium stellte im Anschluss in einem Schreiben an die obersten Finanz-
behörden der Länder ebenfalls klar, dass es in der kurzen Aktien-Leihe von ausländischen 
Investoren an deutsche Geschäftspartner über den Dividendenstichtag einen Gestaltungs-
missbrauch sieht.5 Am 9. Juli 2021 wurde ein Schreiben der geänderten Verwaltungspraxis 
zur Behandlung steuerlicher Sachverhalte im Zusammenhang mit Cum/Cum-Geschäften ver-
öffentlicht, dass das  BMF-Schreiben vom Juli 2017 ersetzte.6 
 
Die Finanzdienstleistungsaufsicht hat aber bereits im Jahr 2019 mit möglichen Rückforderun-
gen von über 600 Millionen Euro gerechnet. Dabei wurde als erschreckend konstatiert, wie 
viele auch kleinere Institute wie Volksbanken und Sparkassen involviert waren.7 

 
1 https://www.gabler-banklexikon.de/definition/cum-cum-geschaefte-81608/version-343846 
2 BFH v. 18.8.2015 – I R 88/13, BStBl. II 2016, 961  
3 BMF v. 17.07.2017 - IV C 1 - S 2252/15/10030: 005 BStBl 2017 I S. 986 
4 Aktenzeichen: 4K890/17 
5 https://www.tagesschau.de/investigativ/br-recherche/cum-cum-deals-bafin-100.html  
6 https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Meldung/2021/mel-
dung_211110_cum_cum_befragung.html  
7 https://www.handelsblatt.com/finanzen/steuern-recht/recht/umstrittene-deals-60-banken-waren-an-
cum-cum-geschaeften-beteiligt-ihnen-drohen-hohe-rueckzahlungen/24480698.html?ticket=ST-
104494-Kl4iGf9msPZFWvzcSxCP-cas01.example.org  
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In einer Antwort der Bundesregierung aus dem Jahr 2019 wurde mitgeteilt, dass es nach An-
gaben der Länder und des Bundeszentralamts für Steuern bereits 104 identifizierte Cum-Cum-
Verdachtsfälle – davon 40 in Nordrhein-Westfalen – gab. Finanzinstitute hatten damals rund 
270 Millionen Euro an Rückstellungen gebildet.8 
 
Schätzungen für den Zeitraum 2000 bis 2020 zeigen, dass allein in Deutschland der Mindest-
schaden aus Cum-Cum-Geschäften bei 28,5 Milliarden Euro liegt. Finanzexperten beziffert ihn 
nun auf mindestens 30 Milliarden Euro.9  
 
In der Antwort der Landesregierung zur Kleinen Anfrage 4247 vom 30.07.2024 unter dem Titel 
„Aktueller Stand der Cum-Cum-Verfahren in Nordrhein-Westfalen – die nächste Panne im 
NRW-Justizministerium!“10 antwortete das Justizministerium zur Frage eins, ob er mehr Per-
sonal einstelle um die Abteilung H der Staatsanwaltschaft Köln zu stärken, dass es „in einem 
regelmäßigen Austausch mit dem zuständigen Generalstaatsanwalt in Köln stehe.“ 
  
Auf die Frage zwei, wie das Ministerium die Aufklärung der Cum-Cum-Verfahren weiter fördern 
wolle, wird auf die Antwort des Leitenden Oberstaatsanwalts in Köln verwiesen. Dieser wird 
zitiert mit folgenden Worten: „Bei den in meinem Bericht vom 16.05.2024 mitgeteilten, hier 
bekannt gewordenen, derzeit über siebzig sog. „Auslagerungsfällen“ handelt es sich nicht um 
Ermittlungsverfahren“ weiter heißt es: „Zu dieser ist eine Einleitung von Ermittlungsverfahren 
bisher auch deshalb nicht erfolgt, weil eine abschließende rechtliche Bewertung dieser Sach-
verhalte bisher nicht vorgenommen worden ist (…).“11  
 
Im Rahmen einer Umfrage des RBB für tagesschau.de wurden alle Finanzministerien der Län-
der mit Datum vom 21.08.2024 zum aktuellen Stand der Aufarbeitung befragt. Leider befand 
sich Nordrhein-Westfalen nicht unter den Bundesländern, die dazu eine konkrete Antwort ge-
geben hat.12  
 
Laut Mitteilung der Staatsanwaltschaft Köln liegen keine Zahlen zu „Cum-Ex-Geschäften“ und 
„Cum-Cum-Geschäften“ vor. Da es sich nicht um sich ausschließende Steuerhinterziehungs-
komplexe handle, erfolge eine numerische Erfassung von „Cum/Ex-Fällen“ bzw. „Cum/Ex-Be-
schuldigten" einerseits und von weiteren „Cum/Cum-Fällen" bzw. „Cum/Cum-Beschuldigten“ 
andererseits nicht.13  
 
Es gebe lediglich siebzig sogenannte ‚Auslagerungsfällen, also von der Großbank an kleinere 
Banken weitergereichte Cum-Cum-Geschäfte, bei denen allerdings noch eine rechtliche Be-
wertung vorgenommen wurde, für die ebenfalls die Hauptabteilung H der Kölner Staatsan-
waltschaft zuständig ist. Bisher ist es noch zu keiner Einleitung eines Ermittlungsverfahrens 
gekommen. 14   
 

 
8 Antwort der Bundesregierung auf Frage 1 und 4 der Kleine Anfrage der Abgeordneten Fabio De 
Masi, Jörg Cezanne, Klaus Ernst, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE, Drucksache 
19/12212, https://dserver.bundestag.de/btd/19/122/1912212.pdf 
9 https://www.tagesschau.de/investigativ/br-recherche/cum-cum-deals-bafin-100.html  
10 Drs. 18/10482, Antwort auf die Kleine Anfrage 4247  
11 Vorlage 18/2792 
12 https://www.tagesschau.de/wirtschaft/finanzen/cum-cum-skandal-100.html in dem Bericht heißt es: 
„In Bremen, Brandenburg und dem Saarland sind den Behörden bisher keine Cum-Cum-Fälle dieser 
Art bekannt. Zehn weitere Bundesländer gaben keine konkrete Auskunft. Nur Rheinland-Pfalz, Baden-
Württemberg und Hessen haben detailliert geantwortet.“ 
13  So die Ausführungen des Leitenden Oberstaatsanwalts in Köln, Vorlage 18/2729  
14 So die Ausführungen des Leitenden Oberstaatsanwalts in Köln, Vorlage 18/2792 
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Wenn man dieser Auffassung der Staatsanwaltschaft Köln folgt, wofür spricht, dass Cum-Cum 
die zeitlich frühere rechtswidrige Steuererstattung vor einer zeitlich danach folgenden Cum-Ex 
Steuererstattung wäre, dann sind bei ca. 130 Cum-Ex-Tatkomplexen in NRW mindestens 130 
Cum-Cum-Verfahren möglich. 
 
Dann gibt es aber nicht nur 40 Cum-Cum Verdachtsfälle wie 2019 angenommen und auch 
nicht 70 Cum-Cum „Auslagerungsfälle“, sondern möglicherweise über 130 Cum-Cum-Körper-
schaftssteuerhinterziehungsfälle. Von der Körperschaftsteuer erhalten Bund und Länder je-
weils einen Anteil von 50 Prozent. 
 
Gerade bei und wegen der angespannten Haushaltslage und weil möglicherweise solche Be-
trügereien auch in anderer Form weiterhin möglich sein könnten, muss die Abteilung H der 
Staatsanwaltschaft Köln folgerichtig eine Spezialzuständigkeit erhalten und mit mehr Personal 
ausgestattet werden, um nicht nur die bestehenden Verfahren zügiger abzuarbeiten, sondern 
auch bei weiteren Verdachtsfällen sofort schlagkräftig tätig werden zu können.  
 
II. Beschlussfassung 
 
Der Landtag beauftragt die Landesregierung,  
 
• eine Spezialzuständigkeit für die Hauptabteilung H zu schaffen und diese personell und 

sachlich zusätzlich mit 10 neuen Staatsanwälten und 20 weiteren Ermittlern (Polizei und 
Steuerfahnder) auszustatten, so dass eine effiziente strafrechtliche Verfolgung von 
Cum-Cum und Cum-EX-Geschäften gewährleistet ist und hierfür die erforderlichen Gel-
der im Haushalt 2025 bereit zu stellen. 

 
• für qualifizierte Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen der Ermittlerinnen und Ermittler zur 

Unterstützung der strafrechtlichen Verfolgungen von Cum-Cum und Cum-Ex-Geschäf-
ten zu sorgen. 

 
 
 
 
Henning Höne 
Marcel Hafke 
Dr. Werner Pfeil 
 
 
 
und Fraktion 
 

   

 


